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Prüfungsbericht „Peer Review bei der überörtlichen Kommunalprüfung im Niedersächsi-
schen Landesrechnungshof über deren Peer Reviews bei niedersächsischen Rech-
nungsprüfungsämtern“ (November 2025) 
 
Anlage: Prüfungsbericht 
 
 
 
Die überörtliche Kommunalprüfung (üöKp) hat das abgeschlossene Projekt „Peer Review Rech-
nungsprüfungsämter“ seinerseits einem Peer-Review-Verfahren unterzogen. Das Projekt „Peer 
Review Rechnungsprüfungsämter“ wurde in zwei Teilen durchgeführt: Von Oktober 2022 bis 
Juni 2023 bei vier Rechnungsprüfungsämtern kleinerer selbständiger Gemeinden sowie von Juli 
2023 bis März 2024 bei fünf Rechnungsprüfungsämtern größerer selbständiger Gemeinden. 
Nach der Entscheidung der üöKp, ein Peer-Review-Verfahren für Rechnungsprüfungsämter 
niedersächsischer Kommunen als dauerhafte Aufgabe einzurichten, wurde im Februar 2025 
Herr Prof. Dr. Richter (Potsdam) mit einem Peer-Review-Verfahren beauftragt. Dieses sollte die 
Qualität des Projekts untersuchen und Möglichkeiten einer weiteren Verbesserung aufzeigen. 
Dem Peer wurden hierfür Unterlagen zur Verfügung gestellt, es fanden Interviews mit den betei-
ligten Prüferinnen und Prüfern der üöKp sowie mit den am Projekt beteiligten Rechnungsprü-
fungsämtern statt. Herr Prof. Dr. Richter hat den Prüfungsbericht im November 2025 vorgelegt. 
 
 
Ergebnisse des Peer Review 
 
Der Ablauf, die Ergebnisse sowie die Empfehlungen des Peer-Review-Verfahrens sind im anlie-
genden Prüfungsbericht ausführlich dargelegt. Der Prüfungsbericht kommt zu folgendem Ge-
samturteil (Seite 5 des Berichts): 
 

“Die Qualität der von der überörtlichen Kommunalprüfung im LRH durchgeführten Peer 
Reviews war in einigen Bereichen bereits hoch, in einigen Bereichen noch verbesse-
rungsfähig.” 
 

Es werden folgende wesentliche Feststellungen getroffen (Seite 5 des Berichts): 
 

„Die Prüfungsmethodik war grundsätzlich anforderungsgerecht. 
Die Peer Reviews waren sorgfältig geplant und sind - soweit ersichtlich – auch professio-
nell durchgeführt worden. 
Das Prüferverhalten war „partnerschaftlich“ und „auf Augenhöhe“. 
Die Peer Reviews wurden von den geprüften RPÄ als konstruktiv wahrgenommen. 
Ein systematisches Follow Up ist in Ansätzen erkennbar (es war in der Prüfungskonzep-
tion der überörtlichen Kommunalprüfung im LRH nicht vorgesehen). 

— 
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Das Neue Leitbild der kommunalen Rechnungsprüfung („Führungsunterstützung“; „Prüfer 
als Veränderer“) ist allerdings noch nicht gelebte Realität. Insbesondere das konsequente 
Denken in Veränderungen, Wirkungen und Nutzen sowie ein gezieltes Vorgehen, um Wi-
derstände gegen notwendige Veränderungen zu überwinden, sind noch ausbaufähig (Ein 
vergleichbares Ergebnis zeigte sich übrigens bei den neun von der überörtlichen Kommu-
nalprüfung im LRH geprüften RPÄ).“ 
 

 
Umsetzung der Empfehlungen 
 
Die Empfehlungen sind durchgehend sehr hilfreich. Sie werden für die zukünftigen Peer-Re-
view-Verfahren nach den folgenden Maßgaben berücksichtigt: Den meisten Empfehlungen 
kann – mindestens testweise – gefolgt werden. Insbesondere sind dies die Empfehlungen zu 
Nrn. 2, 3, 5, 7, 10. Weitere Empfehlungen werden bedarfsgerecht und in hierfür geeigneten Ein-
zelfällen umgesetzt (Nrn. 1, 4, 6, 9). Die Empfehlung zu Nr. 8 (Prüfungsberichte) wird voraus-
sichtlich nicht vollumfänglich übernommen, da sich der alternative – bereits im Projekt gewählte 
– Aufbau für die teilnehmenden Kommunen und für die üöKp durchaus bewährt hat.  
 
 
Veröffentlichung auf der Internetseite der üöKp 
 
Zur Erhöhung der Transparenz hat sich die üöKp dazu entschieden, den Prüfungsbericht und 
die Grundzüge der beabsichtigten Umsetzung der Empfehlungen auf ihrer Internetseite zu ver-
öffentlichen. Der Peer hat dieser Veröffentlichung zugestimmt. 
 
 
 
 
 
Im Auftrag 
 
Dr. Schwee 
Referatsleiter 6.3 
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IT = Informationstechnik 

KGSt = Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement 

KGSt-Bericht Nr. 1/2018 = KGSt: Qualitätsmanagement in der kommunalen Rechnungsprüfung 

- Ein stufenweises Vorgehen – von der Selbstbewertung zum Peer Review, 

KGSt-Bericht Nr. 1/2018, Köln 2018  

(zitiert: KGSt-Bericht Nr. 1/2018) 

Kommunalbericht 2024 = Die Präsidentin des Niedersächsischen Landesrechnungshofs – 

Überörtliche Kommunalprüfung, Kommunalbericht 2024. Hildesheim 2024, 
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https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._Rechnungspr%C3%BCfung.pdf
https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._Rechnungspr%C3%BCfung.pdf
https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._Rechnungspr%C3%BCfung.pdf
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Prüfungsbericht 

1. Auftrag und Gegenstand des Peer Review bei der Überörtlichen Kommu-

nalprüfung im Niedersächsischen Landesrechnungshof 

Das Peer Review hat der Leiter des Referats 6.3 der Überörtlichen Kommunalprüfung im Nieder-

sächsischen Landesrechnungshof (LRH), Herr Dr. Martin Schwee, per Mail vom 13. Februar 2025 

in Auftrag gegeben. Grundlage für den Auftrag war mein Angebot vom 3. Februar 2025. 

Gegenstand des Peer Review bei der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH waren neun 

Prüfungen (Peer Reviews), die diese bei niedersächsischen Kommunen durchgeführt hatte. Die 

neun Peer Reviews erfolgten in zwei Phasen: 

- In Phase 1 wurde die Qualität von vier kleinen niedersächsischen Rechnungsprüfungs-

ämtern (RPAs) untersucht. Bewertungsmaßstab waren 42 von den insgesamt 90 Qualitäts-

kriterien, die der KGSt-Bericht Nr. 1/2018 aufführt.1 Die vier Peer Reviews fanden im Zeit-

raum von Oktober 2022 bis August 2023 statt. 

- In Phase 2 wurde der Kriterienkatalog um 21 Qualitätskriterien erweitert. Prüfungsobjekt 

waren diesmal fünf größere niedersächsische RPAs. Die fünf Peer Reviews wurden 

zwischen Juli 2023 und Mai 2024 durchgeführt.  

- Die Qualitätskriterien deckten folgende Bereiche ab:  

         KGSt       Phase 1  Phase 2   

 Stellung, Funktion und Aufgaben des RPAs     17  5 10 

 Aufgabenerfüllung, Budget und Ressourcen      6  6  72 

 Auswahl der Mitarbeitenden        5  4  4 

 Entwicklung/ Fortbildung der Mitarbeitenden     6  1  4 

 Leitung/ Führung des RPAs        8  1  3 

 Jahresplanung          8  8  7 

 Planung eines konkreten Prüfungsauftrags      9  3  5 

 Durchführung eines Prüfungsauftrages     11  6  9 

 Berichterstattung         7  7  7 

 Nachbearbeitung einer abgeschlossenen Prüfung   

und Follow Up         8  -  3 

 Kommunikation und Reputation des RPAs      5  1  4 

 Insgesamt         90  42 63 

                                                           
1 Vgl. KGSt-Bericht Nr. 1/2018, Anhang 10.2. Gegenüber der ursprünglichen Fassung des 

KGSt-Berichts wurden die Kriterien leicht modifiziert. Im Wesentlichen wurden sie – zur 

leichteren Beantwortung – in Teilfragen untergliedert (siehe auch die modifizierte Fassung in 

Anlage 2). 
2 Das Kriterium „Erfüllung von Pflichtaufgaben“ wurde von der Überörtlichen 

Kommunalprüfung im LRH hinzugefügt. 
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- Die Teilnahme an den Peer Reviews war freiwillig.3 Methodisch evaluierten sich die RPAs 

zuerst selbst. Anschließend wurden die Selbstevaluationen der RPAs durch geeignete Prü-

fungshandlungen von der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH validiert. 

- Zum Ablauf und den Ergebnissen der neun Peer Reviews der Überörtlichen Kommunal-

prüfung im LRH vgl. zusammenfassend den Kommunalbericht 2024, S.74-82. 

 

2. Zielsetzungen und Ablauf des Peer Review bei der Überörtlichen   

 Kommunalprüfung im LRH 

Die von der KGSt empfohlene Peer-Review-Variante ist als Lernprozess konzipiert. Entsprechend 

war die primäre Zielsetzung des Peer Review bei der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH, 

Verbesserungspotentiale aufzuzeigen. 

Das Peer Review wurde in der Zeit vom März bis September 2025 durchgeführt. Es konzentrierte 

sich auf die Peer Reviews der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH in der Phase 2; es kann 

davon ausgegangen werden, dass die Prüfer der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH die 

Erfahrungen aus der Phase 1 in der Phase 2 berücksichtigt haben. 

Prüfungsgrundlage waren insbesondere 

- die Prüfungsberichte der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH zu den Peer Reviews, 

- die Selbstevaluationen der RPAs (mit Prüfungsanmerkungen der Überörtlichen Kommu-

nalprüfung im LRH),  

- Gespräche mit den Prüfern der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH über den Ablauf 

und die Ergebnisse dieser Peer Reviews, 

- Gespräche/ Telefonate mit Leitern bzw. Leiterinnen der geprüften RPAs, 

- selektiv angeforderte weitere Dokumente der RPAs und Arbeitspapiere der Überörtlichen 

Kommunalprüfung im LRH.  

                                                           
3 Denkbar ist ebenso, dass Peer Reviews durchgeführt werden, ohne dass sich Kommunen frei-

willig zu einer Teilnahme bereit erklärt haben. Das Wesen des Peer Review wird dadurch nicht 

beeinträchtigt, da sämtliche Verfahrensschritte und -bestandteile (z. B. Selbsteinschätzung, 

Charakter als Prüfung auf Augenhöhe) auch bei einer nicht freiwilligen Teilnahme umsetzbar 

sind. Es läge hierin kein „Systembruch“. 
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3. Wesentliche Prüfungsfeststellungen mit Gesamturteil 

- Die Prüfungsmethodik war grundsätzlich anforderungsgerecht. 

- Die Peer Reviews waren sorgfältig geplant und sind - soweit ersichtlich – auch professio-

nell durchgeführt worden. 

- Das Prüferverhalten war „partnerschaftlich“ und „auf Augenhöhe“. 

- Die Peer Reviews wurden von den geprüften RPAs als konstruktiv wahrgenommen. 

- Ein systematisches Follow Up ist in Ansätzen erkennbar (es war in der Prüfungskonzeption 

der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH nicht vorgesehen). 

- Das Neue Leitbild der kommunalen Rechnungsprüfung („Führungsunterstützung“; „Prüfer 

als Veränderer“)4 ist allerdings noch nicht gelebte Realität. Insbesondere das konsequente 

Denken in Veränderungen, Wirkungen und Nutzen sowie ein gezieltes Vorgehen, um 

Widerstände gegen notwendige Veränderungen zu überwinden, sind noch ausbaufähig 

(Ein vergleichbares Ergebnis zeigte sich übrigens bei den neun von der Überörtlichen 

Kommunalprüfung im LRH geprüften RPAs). 

Gesamturteil: Die Qualität der von der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH durchgeführten 

Peer Reviews war in einigen Bereichen bereits hoch, in einigen Bereichen noch verbesserungs-

fähig. 

Die Überörtliche Kommunalprüfung im LRH beabsichtigt, Peer Reviews bei weiteren RPAs 

durchzuführen. Anregungen und Empfehlungen für diese Phase 3 sind in der Anlage 1 zusammen-

gestellt. Die Überörtliche Kommunalprüfung im LRH will diese Anregungen und Empfehlungen 

erproben bzw. sie zumindest intensiv prüfen. 

 

Potsdam, den 9. November 2025 

 

        Prof. Dr. Martin Richter 

                                                           
4 Zur Charakterisierung des Neuen Leitbildes vgl. Richter, Martin: Leitbild einer modernen 

kommunalen Rechnungsprüfung - Gutachten für das IDR zur Bewertung der Beamtenstellen in 

der kommunalen Rechnungsprüfung, Potsdam 2013 (abrufbar unter https://www.uni-

potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._

Rechnungspr%C3%BCfung.pdf). 

https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._Rechnungspr%C3%BCfung.pdf
https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._Rechnungspr%C3%BCfung.pdf
https://www.uni-potsdam.de/fileadmin/projects/rewe/Prof._Richter_Publikationen/2013_Leitbild_einer_komm._Rechnungspr%C3%BCfung.pdf
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Anlage 1: Anregungen und Empfehlungen für die von der Über-

örtlichen Kommunalprüfung im LRH für die Phase 3 geplanten Peer 

Reviews 

1. Umfang der Qualitätskriterien 

Für die Phase 3 sollten alle 90 Qualitätskriterien des KGSt-Berichts Nr. 1/2018 (vgl. Anlage 3) 

der Bewertung der RPAs zugrundgelegt werden. Im Hinblick auf den unmittelbaren Nutzen für 

die geprüfte Kommune sollten dabei folgende Bereiche Prüfungsschwerpunkt sein: 

- Jahresplanung (Kriterien 43-50), 

- Planung eines konkreten Prüfungsauftrags (Kriterien 51-59), 

- Durchführung eines Prüfungsauftrags (Kriterien 60-70), 

- Programm von Maßnahmen zur Qualitätssicherung und –verbesserung (Kriterium 39). 

 

2. Präzisierung und Operationalisierung der Qualitätskriterien 

Bei den durchgeführten Peer Reviews hat sich gezeigt, dass einzelne Qualitätskriterien zu Ver-

ständnisproblemen geführt haben, und zwar sowohl bei den Prüfern in den RPAs wie bei der 

Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH selbst. Qualitätskriterium 25 (vgl. Anlage 2) lautet z.B.: 

„Für die Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes sind aktuelle Stellenbeschreibungen vor-

handen. Diese sind Ausgangspunkt für Stellenbesetzungen.“ Bei diesem Qualitätskriterium geht 

es nicht nur darum, ob Stellenbeschreibungen überhaupt vorhanden sind. „Aktuell“ ist mehrdeutig. 

Damit ist auch gemeint, ob die Stellenbeschreibungen zweckmäßig sind, insbesondere ob sie das 

Neue Leitbild reflektieren. Diese Ausrichtung ist vor allem für die Stellenbewertung wichtig (vgl. 

auch Qualitätskriterium 19 = Stellenplan). Der Wortlaut der Qualitätskriterien sollte deshalb 

überprüft werden, ob er eindeutig ist bzw. verändert werden muss. 

Es ist weiterhin empfehlenswert, die Qualitätskriterien zu operationalisieren, d.h. die einzelnen 

Qualitätskriterien messbar zu machen, z.B. für das Qualitätskriterium 80 „Den Mitarbeitern des 

Rechnungsprüfungsamtes werden relevante Erkenntnisse aus Prüfungen und sonstigen Quellen 

verfügbar gemacht (Wissensmanagement).“ (vgl. Anlage 2) durch folgende Fragen: 

- Werden wichtige Erkenntnisse aus durchgeführten Prüfungen im RPA bekanntgegeben 

und diskutiert? 

- Sind die Prüfungsberichte und Arbeitspapiere aus früheren Prüfungen sowie die Arbeits-

hilfen zu Prüfungen (z.B. Checklisten, Prozessbeschreibungen) transparent und leicht 

zugänglich? 
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- Welche Fachliteratur (Prüfungs- sowie Verwaltungsliteratur) ist allgemein zugänglich und 

wird sie genutzt? 

- Wird das Wissen aus Fortbildungen im RPA allgemein verfügbar gemacht, z.B. indem 

Teilnehmer einer Fortbildung in einer RPA-Besprechung über die wichtigsten Erkennt-

nisse aus der Fortbildung referieren? 

- Werden Best Practices in anderen Kommunen (z.B. durch Auswertung von Fachliteratur 

wie die Zeitschriften „innovative Verwaltung“ und „KGSt-Journal“, durch Teilnahme an 

überörtlichen Arbeitskreisen oder Erfahrungsaustausch) und Best Practices in anderen 

Prüfungsorganen (z.B. der überörtlichen Kommunalprüfung) systematisch verfolgt? 

- Sind einzelne Mitarbeiter verantwortlich, die Entwicklung in bestimmten Fachgebieten 

(z.B. Sozialbereich, Beschaffung/ Vergaben usw.) zu verfolgen und die anderen Mitar-

beiter im RPA darüber zu informieren? 

Diese Operationalisierung der Qualitätskriterien erleichtert zukünftige Peer Reviews. Sie ge-

währleistet eine vergleichbare Handhabung der Peer Reviews im Zeitablauf und bei unter-

schiedlichen Prüfungsteams. Die Operationalisierungen bieten schließlich den geprüften RPAs 

konkrete Ansatzpunkte, wie sie sich professionalisieren können. 

In gleicher Weise könnten die Unterlagen spezifiziert werden, die vom Peer zu den einzelnen 

Qualitätskriterien erwartet werden. 

 

3. Selbstevaluationen 

Die Selbstevaluationen der RPAs waren teilweise sehr „sparsam“ ausgefüllt. In einem solchen Fall 

sollte das RPA „nachbessern“, d.h. es sollte vom Peer aufgefordert werden, seine Selbstevaluation 

aussagekräftiger zu gestalten. Der Peer könnte die Lücken auch durch Nachfragen und andere 

geeignete Prüfungshandlungen selbst schließen. Allerdings würde man dann auf die Vorteile der 

Selbstevaluation verzichten. Diese zwingt das RPA nämlich, sich klar zu werden, wie man Qualität 

messen könnte, um dann auf Basis dieser Messgrößen sich selbst einzuschätzen. 

 

4. Nachvollzug (Review) von durchgeführten Prüfungen 

In Phase 2 wurde erstmals eine, und zwar vom RPA vorgeschlagene Prüfung anhand einer de-

taillierten Checkliste reviewt. Zukünftig sollte - auch bei kleineren RPAs - zumindest eine weitere, 

diesmal von der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH ausgewählte und kürzlich abge-

schlossene Prüfung eines anderen Prüfers des RPAs reviewt werden. Die Prüfungsintensität beim 

Nachvollzug weiterer Prüfungen kann ggf. reduziert werden, wenn sich zeigt, dass auch diese 

Prüfung der ersten Prüfung vergleichbar durchgeführt worden ist. 
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5. Reihenfolge der Prüfungshandlungen des Peers 

Für das Peer Review der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH ist folgende Reihenfolge der 

Prüfungshandlungen empfehlenswert: Das Peer Review sollte mit einer kritischen Durchsicht der 

Selbstevaluation einschließlich der beigefügten Unterlagen beginnen. Der Peer gewinnt so einen 

ersten Eindruck von der Qualität des RPAs und der Realitätsnähe der Selbsteinschätzungen. 

Anschließend werden die Selbsteinschätzungen durch geeignete Prüfungshandlungen validiert, 

wobei der Nachvollzug von Prüfungen des RPAs erst zum Abschluss der Validierungen erfolgen 

sollte. 

Den Abschluss bilden dann die Interviews des Peers bei der Politik, der Verwaltungsführung und 

den Mitarbeitern der Kommune, um die Akzeptanz des RPAs festzustellen (Qualitätskriterien 88 

– 90, vgl. Anlage 2). Erst dann hat der Peer das erforderliche Detailwissen, um seiner 

Mediationsfunktion gerecht zu werden, die ein Teil des Neuen Leitbildes ist.5 Z.B. wenn das RPA 

personell unzureichend ausgestattet ist, kann der Peer für die Notwendigkeit einer angemessenen 

Ausstattung werben. Andererseits kann der Peer aber auch, wenn das RPA sein Potential noch 

nicht ausschöpft, Politik und Verwaltungsführung auf ihre Verpflichtung hinweisen, die ent-

sprechenden Leistungen vom RPA einzufordern („Fördern“ und „fordern“).  

 

6. Handlungsmaxime „Leitbild vom Prüfer als Veränderer“ 

Das Prüfen nach dem Leitbild vom Prüfer als Veränderer ist deutlich effektiver als die traditionelle 

Prüfungsmethodik, die u.a. durch das sog. Ausräumungsverfahren gekennzeichnet ist. Das Leitbild 

vom Prüfer als Veränderer ist insbesondere dann überlegen, wenn Verbesserungspotentiale aufge-

deckt werden sollen und der Nutzen von Prüfungen im Vordergrund steht. Denn die Prüfungs-

feststellung ist nur ein notwendiger Zwischenschritt – mehr nicht. Der Nutzen von Prüfungen wird 

im Allgemeinen erst mit der Veränderung (Umsetzung der Maßnahmen) realisiert.  

Prüfer müssen, wenn sie dem Leitbild gerecht werden wollen, aktiv auf die Veränderungen hin-

arbeiten, die sich aus ihren Prüfungsfeststellungen ergeben – und zwar bereits während des Prü-

fungsprozesses. Dem Prüfer muss dabei bewusst sein, dass Veränderungen mit Unsicherheiten 

(und Aufwand) verbunden sind und die Betroffenen Veränderungen tendenziell eher ablehnen 

werden. Er muss deshalb gezielt auf Akzeptanz hinarbeiten. Denn ohne Akzeptanz werden die 

notwendigen Veränderungen eher nicht umgesetzt. Akzeptanz wird insbesondere durch überzeu-

gende Prüfungsfeststellungen gefördert, vor allem aber durch persönliche und gezielte Kommu-

nikation vor und während der Prüfungshandlungen vor Ort  und durch die Glaubwürdigkeit des 

Prüfers als Person, d.h. der Prüfer muss Vertrauen aufbauen, und zwar muss er fachlich überzeugen 

und als integer und persönlich unterstützend wahrgenommen werden.  

Da mit Verhaltenswiderständen regelmäßig gerechnet werden muss, muss der Prüfer als Ver-

änderer gleichzeitig Durchsetzungsstrategien entwickeln, und zwar nach Möglichkeit bereits 

bevor er die geprüfte Organisationseinheit über seine (vorläufigen) Prüfungsfeststellungen infor-

                                                           
5 Zur Mediationsfunktion des kommunalen Rechnungsprüfers vgl. Neues Leitbild (2013), S.37-

39.  
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miert. Eine Durchsetzungsstrategie ist z.B., auf den Vorschlag von Maßnahmen ganz zu verzichten 

und stattdessen die geprüfte Organisationseinheit aufzufordern, selber Maßnahmen zu entwickeln. 

Denn bei Maßnahmen, die die Geprüften selbst vorschlagen, dürfte es keine Akzeptanzprobleme 

geben. Außerdem kann davon ausgegangen werden, dass die Geprüften teilweise noch bessere 

Alternativen identifizieren. Bei Empfehlungen des Prüfers werde diese eher unterdrückt. Zumin-

dest sollten Maßnahmen gemeinsam entwickelt und nicht einseitig empfohlen werden ( Aufbau 

von Fehlerkompetenz bei den Geprüften). 

Spätestens mit Abschluss der Prüfungshandlungen vor Ort sollten alle notwendigen Maßnahmen 

einvernehmlich und möglichst konkret vereinbart sein (wer macht was bis wann?). Der Prüfungs-

bericht enthält dann die Prüfungsfeststellungen und die vereinbarten Maßnahmen. Er enthält keine 

Empfehlungen mehr. Empfehlungen beschränken sich auf die (in der Regel wenigen) Fälle, in 

denen keine Einigung über die notwendigen Maßnahmen erzielt werden konnte. 

Wegen seiner Vorteile empfiehlt es sich, dieses Leitbild vom Prüfer als Veränderer in Peer Re-

views konsequent umzusetzen. Entsprechende Ansätze waren bei den Peer Reviews der 

Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH durchaus erkennbar; sie sind aber noch ausbaufähig.  

Die rechtliche Verpflichtung dazu ergibt sich bereits aus dem Wirtschaftlichkeitsprinzip des § 7 

Abs. 1 Niedersächsische Landeshaushaltsordnung, das uneingeschränkt auch für öffentliche Prüfer 

gilt. 

 

7. Kritischere Grundhaltung 

Vor dem Hintergrund der Hauptfunktion eines Peer Reviews als Lernprozess, nämlich Verbesse-

rungsbedarfe aufzuzeigen und zu bewirken, ist eine noch kritischere Grundhaltung wünschens-

wert. Wenn z. B. die Kapazität eines RPAs vom Peer als ausreichend angesehen wird und gleich-

zeitig von diesem RPA praktisch nur die gesetzlichen Pflichtaufgaben wahrgenommen werden, so 

ist eine Bewertung mit 3 Punkten fraglich. Mit diesem eingeschränkten Aufgabenumfang wird das 

RPA seiner Unterstützungsfunktion offensichtlich nur begrenzt gerecht. Entweder werden die 

gesetzlichen Pflichtaufgaben unnötig detailliert wahrgenommen und deshalb bleibt keine Kapa-

zität mehr für andere wichtige Prüfungsaufgaben (z.B. System-/ Geschäftsprozessprüfungen, 

Projektprüfungen usw.). In diesem Fall sollte der Peer entsprechende Veränderungen bewirken. 

Oder aber die Kapazität lässt tatsächlich nur die gesetzlichen Pflichtaufgaben zu. In diesem Fall 

ist die Kapazität tatsächlich zu gering, was zu deutlichen Hinweisen des Peers führen sollte. 

Ein weiteres Beispiel ist der Umfang, aber auch der Inhalt von Fortbildungen. Ein Fortbildungstag 

im Durchschnitt pro Prüfer und Jahr dürfte in unserer dynamischen Umwelt kaum angemessen 

sein. Es ist auch mehr als zweifelhaft, ob dieser geringe Umfang an Fortbildungen effizient ist. 

Auch der Inhalt der Fortbildungen sollte kritisch betrachtet werden. Welchen Stellenwert haben 

beispielsweise Fortbildungen zur Prüfungsmethodik, z.B. zur Durchführung von Geschäftspro-

zess-/ IKS-Prüfungen, IT-Prüfungen und Stichprobenprüfungen? Sind spezifische Fortbildungs-

bedarfe erkennbar, um der strategischen Entwicklung des RPA gerecht zu werden? Der Peer sollte 

schließlich versuchen, auch die Qualität der besuchten Fortbildungen einzuschätzen. 
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Auch die Dokumente, die der Peer von den RPAs erhält, sollten nicht nur entgegengenommen 

werden; vielmehr sollten sie - z.B. im Hinblick auf Vollständigkeit, Richtigkeit und Praktikabilität 

- kritisch gewürdigt werden. Ein Beispiel sind Stellenbeschreibungen. Entsprechen diese dem 

Neuen Leitbild? Ein weiteres Beispiel ist ein Dokument zur Kommunikation in der Rechnungs-

prüfung. Hier finden sich einleitend folgende Aussagen: „Die Kommunikation in der Rechnungs-

prüfung erfolgt grundsätzlich schriftlich.“ Und „Sofern Interviews und andere Gespräche geführt 

werden, sind diese schriftlich zu dokumentieren und dem Gesprächsteilnehmer zur Durchsicht von 

Missverständnissen zuzuleiten.“ Effektive und effiziente Handlungsanweisungen? Beide Hand-

lungsanweisungen6 sind in dieser Allgemeinheit m.E. höchst problematisch. Wurden sie in dem 

Peer Review thematisiert? 

 

8. Prüfungsberichte 

Mit den teilnehmenden RPAs war vereinbart worden, dass die Prüfungsberichte über die Peer 

Reviews der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH vertraulich bleiben, d.h. allein die RPAs 

entscheiden, ob sie ihren Peer Review-Prüfungsbericht ggfs. weiterleiten.  

Wenn in der Phase 3 eine Weiterleitung der Peer-Review-Prüfungsberichte beabsichtigt ist, sollte 

die Länge der Prüfungsberichte überprüft werden (in der Phase 2 umfassten diese in der Regel ca 

20 Textseiten und mehr, ohne Anlagen). Hauptadressat von kommunalen Prüfungsberichten sind 

in aller Regel nicht die geprüften Organisationseinheiten (RPAs). Denn wenn alle Prüfungs-

feststellungen und die darauf aufbauenden Maßnahmen bereits während des Prüfungsprozesses 

kommuniziert worden sind, was „gutes Prüfen“ ist,7 hat der Prüfungsbericht für die geprüften 

Organisationseinheiten nur die Funktion einer Dokumentation der Ergebnisse dieser Kommuni-

kation. Er enthält für diese keine neuartigen Informationen. Deshalb sind Hauptadressat von 

kommunalen Prüfungsberichten in aller Regel nur die Politik und die Verwaltungsführung. Von 

diesen Personen kann nicht erwartet werden, dass sie 20 Seiten lesen, zumal die Prüfungsberichte 

für die Führung einer Kommune unwesentliche Details enthalten, z. B. die Angaben, wann jeweils 

die Bewertung des Peers von der Selbsteinschätzung des RPAs abgewichen ist. Die Anlage 1 in 

den Prüfungs-berichten der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH genügt hier völlig. 

Bei den Empfehlungen im Prüfungsbericht wird nicht immer erkennbar, ob die geprüfte Organi-

sationseinheit beabsichtigt, diesen zu folgen. 

In formaler Hinsicht sollten im Text des Prüfungsberichts die Nr. des angesprochenen Qualitäts-

kriteriums angegeben werden. Umgekehrt sind in der Anlage 1 bei den einzelnen Qualitätskriterien 

die Textstellen im Prüfungsbericht angegeben (gut!). Weiterhin sollte im Prüfungsbericht – als 

Anlage - der Wortlaut der Qualitätskriterien wiedergegeben werden. Der genaue Wortlaut dürfte 

zum Verständnis der Qualitätskriterien notwendig, zumindest aber häufig hilfreich sein. Vom 

Leser kann kaum erwarten, dass er diese kennt bzw. im unmittelbaren Zugriff hat.  

                                                           
6 Bei der zweiten Aussage betrifft dies nur den zweiten Teil, nämlich die generelle Abstimmung 

mit dem Gesprächsteilnehmer. 
7 Für die Prüfung von dolosen Handlungen gelten andere Regeln. 
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Die Prüfungsberichte sind von der Abteilungsleiterin für die Überörtliche Kommunalprüfung im 

LRH unterschrieben. M.E. sollten aber auch die Prüfer, die das Peer Review durchgeführt haben, 

im Prüfungsbericht erwähnt werden (z.B. im Abschnitt 2.4). 

 

9.  Follow Up 

Ein wirkungsvolles Follow Up ist für den Nutzen von Prüfungen essentiell. Es setzt voraus, dass 

die Maßnahmen hinreichend genau umschrieben und gemeinsam akzeptiert sind und sie auch 

einen Termin beinhalten, bis wann sie umgesetzt werden sollen. Weiterhin sollten die Regeln für 

den Umsetzungsprozess abgesprochen sein. Der Prüfer sollte in zeitlichen Abständen nach dem 

Stand der Umsetzung fragen, insbesondere ob Probleme auftauchen und bei der geprüften Orga-

nisationseinheit Unterstützungsbedarf besteht. Die geprüfte Organisationseinheit sollte den Voll-

zug von Maßnahmen unverzüglich melden bzw., wenn sich Verzögerungen abzeichnen, recht-

zeitig einen neuen Termin absprechen.  

In den Prüfungsberichten der Überörtlichen Kommunalprüfung im LRH sind die Empfehlungen 

in der Regel nur allgemein formuliert; Umsetzungstermine fehlen durchgängig. Die Nachver-

folgung beschränkt sich grundsätzlich auf die Absicht, sich in ca. einem Jahr über die Umsetzung 

der Empfehlungen zu informieren. Ein Follow Up war in der Prüfungskonzeption der Über-

örtlichen Kommunalprüfung im LRH noch nicht vorgesehen. 

 

10. Dokumentation (Arbeitspapiere) 

Peer Reviews sind Prüfungen, d.h. die Verpflichtung zur Dokumentation und Führung von beweis-

kräftigen Arbeitspapieren gilt in gleicher Weise („Wer hat was, wann wie geprüft und mit welchem 

Ergebnis und woher stammen die Informationen/ Prüfungsnachweise, die die Ergebnisse stützen). 
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Anlage 2: Aktualisierte Fassung der Qualitätskriterien für die 

Rechnungsprüfung (aus KGSt®-Bericht Nr. 1/2018, S. 58-73) 

1.  Vorbemerkungen 

Die 90 Qualitätskriterien zur Beurteilung der Qualität eines Rechnungsprüfungsamtes und seiner 

Prüfungstätigkeit im KGSt®-Bericht Nr. 1/2018, S.58-73, sind ein „lebendes“ Instrument, d.h. sie 

können dem Peer Review-Auftrag, den örtlichen Verhältnissen und den zwischenzeitlichen 

Entwicklungen angepasst werden.  

Die Änderungen in dem folgenden Katalog von 90 Qualitätskriterien lehnen sich zwar sehr eng an 

den KGSt-Bericht Nr. 1/2018 an, berücksichtigen aber die zwischenzeitlichen Erfahrungen aus Peer 

Reviews und neuere Erkenntnisse. Die Änderungen betreffen insbesondere 

- Einfügung von Überschriften zu den Qualitätskriterien, um den Inhalt der „Befähiger“ bzw. 

der „Ergebnisse“ besser zu strukturieren,  

- Zerlegung von Fragen, die mehrere Sachverhalte umfassen, in Teilfragen (a., b. …), um die 

Selbstevaluation zu erleichtern, 

- zusätzliche Querverweise, um Zusammenhänge zu verdeutlichen, 

- in wenigen Fällen auch inhaltliche Änderungen. 

 

2. Empfehlungen für die Selbstevaluation 

- Dem Konzept „Peer Review als Lernprozess“ entspricht es, wenn in die Selbstevaluation 

auch die Mitarbeiter des RPAs einbezogen werden.  

- Es hat sich bewährt, wenn die Ausführungen zur Selbstevaluation den Qualitätskriterien 

(bzw. ihren Untergliederungen) direkt zugeordnet werden. Das Gleiche gilt für ergänzende 

Unterlagen. Beispielhaft wurde dies bei den Qualitätskriterien 1 und 2 umgesetzt. Dies 

schließt zusammenfassende Aussagen für mehrere Qualitätskriterien nicht aus. 

- Wenn Zweifel über den Inhalt von Qualitätskriterien oder über den Umfang der 

Ausführungen bestehen, sollte beim Peer nachgefragt werden, ehe unnötiger Aufwand beim 

RPA anfällt. Falls ggfs. die Ausführungen zu knapp sein sollten, wird der Peer um 

Ergänzungen/ zusätzliche Unterlagen bitten. 
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10.2 Selbstbewertung, Selbstbewertung mit externer Validierung 

und +externe Evaluierung durch einen Peer: Kriterienkatalog8 

Der im Kap. 5.4.1 beschriebene und zur Anwendung empfohlene Kriterienkatalog ist im Folgenden 

abgebildet.  

Der Katalog dient als Grundlage für die Befunderhebung und für die Bewertung. Zu 

Einzelheiten des anzuwendenden Verfahrens wird auf Kap. 5.4.1 und auf Kapitel 7 

verwiesen. 

Der Kriterienkatalog wird auch gesondert als Excel-Tool im Portal der KGSt bereitgestellt, um die 

unmittelbare örtliche Anwendung zu unterstützen (Kennung zum Aufruf im Portal www.kgst.de: 

20180205A0002).  

 

Hinweis:  

Der Originaltext des Excel-Tools wurde im Folgenden beibehalten, z. B. auch die Vorbemerkungen und 

Hinweise bei einzelnen Fragen, die auf die Fundstellen in diesem Bericht verweisen. 

 

Vorbemerkungen  

1. Konzeptionelle Grundlagen für die Bearbeitung des Kriterienkatalogs enthält der o. g KGSt®-Bericht 

1/2018, Kennung 20180202A0002, aufrufbar im Portal www.kgst.de nach Registrierung.  

2. Der Kriterienkatalog besteht aus insgesamt 90 Fragen in 11 Bereichen. Der Kriterienkatalog dient allen 

drei im KGSt®-Bericht 1/2018 zur Anwendung empfohlenen Varianten des Qualitätsmanagements für die 

kommunale Rechnungsprüfung - Selbstbewertung; Selbstbewertung mit externer Validierung durch 

einen Peer; externe Evaluierung durch einen Peer (Peer Review) - als Grundlage der Befunderhebung. Die 

Befunderhebung erfolgt anhand der folgenden 90 Kriterien/Fragen.  

3. Zum Stufenkonzept der Bewertung und den weiteren Gestaltungsmöglichkeiten vgl. KGSt®-Bericht 

1/2018, Kap. 5.4.2.  

4. Der Kriterienkatalog ist - soweit erforderlich - an spezielle örtliche Verhältnisse und an den Auftragsinhalt 

anzupassen. 

5. Bei 13 Flächenländern kann der Kriterienkatalog nicht allen rechtlichen Besonderheiten in allen 

Bundesländern gleichzeitig gerecht werden. Soweit er mit verbindlichen Gesetzesnormen nicht im 

Einklang steht, ist er entsprechend anzupassen, d. h.: die landesrechtlich-spezifischen Regeln sind bei der 

Bearbeitung der Kriterien und bei der Befunderhebung zu berücksichtigen. 

Allerdings gilt: Sofern die landesrechtlich-spezifischen Regeln von den Regeln "guten Prüfens" 

abweichen (s. z. B. die Empfehlungen des IDR für einheitliche Normen http://www.idrd.de/unsere-

arbeit/einheitliche-normen/), ist darauf hinzuweisen, ggf. ist eine entsprechende Anpassung der 

Rechnungsprüfungsordnung zu empfehlen. 

                                                           
8 Wörtlich aus KGSt-Bericht Nr. 1/2018 übernommen. 

http://www.kgst.de/
http://www.kgst.de/
http://www.idrd.de/unsere-arbeit/einheitliche-normen/
http://www.idrd.de/unsere-arbeit/einheitliche-normen/
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Enthalten die gesetzlichen Regelungen jedoch Spielräume (z. B. Wahlrechte), ist bei der jeweiligen 

Frage im Kriterienkatalog zu klären bzw. als Befund festzuhalten, warum der Handlungsspielraum 

nicht genutzt worden ist (z. B., wenn dem Rechnungsprüfungsamt nur die Pflichtaufgaben laut 

Gemeindeordnung bzw. Kommunalverfassung übertragen worden sind); ggf. ist eine 

entsprechende Empfehlung auszusprechen. Gleiches gilt für untergesetzliche Regelungen, z. B. in 

Rechnungsprüfungsordnungen und vergleichbaren Regelungen. 

6. Weiterhin gilt es zu beachten, dass der Kriterienkatalog nur für den Regelfall („Normalfall“) von 

Prüfungen bzw. für den Regelfall des Leistungsspektrums der kommunalen Rechnungsprüfung gilt. 

Es können im Einzelfall immer Besonderheiten auftreten, die ein Abweichen sinnvoll oder sogar 

geboten erscheinen lassen. Allerdings ist dann die „Beweislast“ verlagert. Wenn ein 

Rechnungsprüfungsamt vom Regelfall abweicht, dann muss es gute Gründe für das Abweichen 

darlegen können. Zum Beispiel gibt es bei dolosen Handlungen wie Untreue, Bestechung u. Ä. häufig 

gute Gründe, vom Regelfall abzuweichen. Das gleiche gilt für Beratungsaufgaben. 

7. Im Kriterienkatalog werden durchgehend die Begriffe "Rat" bzw. "Kreistag" verwendet. Regional bzw. 

nach Landesrecht werden unterschiedliche Begriffe verwendet, z. B. Stadtverordnetenversammlung, 

Gemeinderat etc. Des Weiteren werden durchgehend die Begriffe "kommunale Rechnungsprüfung" 

und "Rechnungsprüfungsamt" verwendet, wenn die betreffende Organisationseinheit angesprochen 

ist. In der kommunalen Praxis sind unterschiedliche Bezeichnungen vorzufinden: Fachbereich, Amt, 

Abteilung etc. Zur besseren Lesbarkeit des Berichts wird nur dort die männliche und weibliche Form 

verwendet, wo in besonderer Weise die Geschlechterabhängigkeit von Aussagen betont werden soll. 

An den anderen Stellen wird die gängige männliche Form für beide Geschlechter verwendet.  

8. Die "Hinweise" zu einigen Kriterien enthalten Begründungen und Hintergrundwissen bzw. verweisen 

auf Zusammenhänge mit anderen Kriterien. Zu den Quellen für die Literaturhinweise siehe das 

Literaturverzeichnis im KGSt®-Bericht 1/2018, Kennung 20180202A0002 im Portal www.kgst.de.  

9. Die Spalte "Bewertung/Punktwert" dient dazu, den nach dem Bewertungsvorgang bei jedem 

Kriterium als zutreffend erkannten Punktwert zu notieren. Dazu gilt folgende Konvention: 3 Punkte 

= voll erfüllt, 2 Punkte = leichtes Verbesserungspotenzial, 1 Punkt = deutliches 

Verbesserungspotenzial, 0 Punkte = unzureichend, n. a. = nicht anwendbar (vgl. KGSt®-Bericht 

1/2018, Kap. 5.4.1). Bei 90 Fragen können maximal 270 Punkte erreicht werden.  

10. Die Spalte "Anmerkungen" kann der Bewerter zum Beispiel für die Begründung seiner Bewertung 

und für Verweise auf seine Arbeitspapiere und Dokumente nutzen.  
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    Kriterien und Bewertung     

Befähiger: Stellung, Funktion und Aufgaben der kommunalen 

Rechnungsprüfung 

    

Nr.   Anforderung/Kriterium Bewertung/ 

Punktwert 

Anmer-

kungen 

1.   offizielle (schriftliche) Rechnungsprüfungs-

ordnung  

a. Es ist eine offizielle (schriftliche) Rechnungsprüfungs-

ordnung (Geschäftsordnung, Revisionsrichtlinie) vorhanden.  

Selbsteinschätzung: 

 

b. Diese ist vom Rat bzw. Kreistag verabschiedet worden 

(wann?). 

Selbsteinschätzung: 

 

c. Sie ist allgemein zugänglich/bekanntgemacht worden. 

Selbsteinschätzung: 

 

 

Unterlagen: 

 

 

    

2.   Angemessenheit der Rechnungsprüfungs-

ordnung  

Die Regelungen in der Rechnungsprüfungsordnung 

konkretisieren die Rechtsstellung, Aufgaben sowie Rechte 

und Pflichten des Rechnungsprüfungsamtes. 

    

    Die Regelungen in der Rechnungsprüfungsordnung sind 

rechtmäßig, zweckmäßig und wirtschaftlich. Sie sind mit 

höherrangigem Recht vereinbar und fördern die 

Aufgabenerfüllung der kommunalen Rechnungsprüfung bei 

wirtschaftlichem Ressourceneinsatz. Insoweit gewährleistet 

die Rechnungsprüfungsordnung, dass die Ziele der 

Prüfungen und Beratungen erreicht werden, nämlich 

    

    * die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 

des gesamten Verwaltungshandelns zu fördern und 
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    * den Rat/Kreistag und die Verwaltungsführung bei der 

Führung der Stadt/der Gemeinde/des Kreises zu 

unterstützen, insbesondere bei der Wahrnehmung ihrer 

jeweiligen Überwachungsverpflichtungen. 

(siehe auch Kriterien 4-15, 18-20, 22, 26, 30, 38) 

 

a. Die Regelung der Rechnungsprüfungsordnung sind 

angemessen: ja/ nein 

 

b. Wenn nein, in welchen Punkten besteht Überarbeitungs-

bedarf? 

Selbsteinschätzung: 

 

 

Unterlagen: 

 

    

3.   Die Regelungen in der Rechnungsprüfungsordnung werden 

regelmäßig auf Aktualität und Angemessenheit überprüft. 

    

4.   Rechte und Aufgaben der Rechnungsprüfung 

Die kommunale Rechnungsprüfung hat ein uneingeschränk-

tes Prüfungsrecht. Dabei erstrecken sich die Prüfungen und 

Beratungen auf alle Zuständigkeitsbereiche der Kommune. 

Ihr Tätigkeitsumfang ist identisch mit dem Verantwortungs-

bereich von Rat/Kreistag. Es existieren keine sog. 

prüfungsfreien Räume. Falls diese existieren, wird darauf 

hingewirkt, dass Prüfungsrechte eingeräumt werden (zu den 

dafür erforderlichen Prüfungskapazitäten siehe Kriterium 18 

f.). 

    

5.   Die Prüfungsrechte erstrecken sich auch  

a. auf die Prüfung von Beteiligungen, Eigenbetrieben, 

Zweckverbänden und anderen Organisationseinheiten der 

Kommune in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher 

Form;  

 

b. auf die Prüfung von Kernaktivitäten, die an Dienstleister 

vergeben worden sind (Outsourcing), sowie  

 

c. auf die Wahrnehmung von Prüfungsrechten, die sich die 

Kommune (zum Beispiel bei der Vergabe von Zuschüssen) 

hat einräumen lassen (durchgereichtes Prüfrecht).  

 

d. Die Informations- und Beratungspflicht der Rechnungs-

prüfung gegenüber dem Rat bzw. Kreistag wird wahrge-

nommen, indem vom Rechnungsprüfungsamt auf evtl. 

fehlende Prüfungsrechte hingewiesen wird. 
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6.   Wesentliche Aufgaben der kommunalen Rechnungsprüfung 

sind die Prüfung und Beratung hinsichtlich  

a. der Führungs- und Überwachungsprozesse, 

 

b. des Risikomanagements sowie  

 

c. der Geschäftsprozesse/Internen Kontrollsysteme 

einschließlich der Beurteilung der Wirksamkeit der 

Maßnahmen zur vorbeugenden Verhinderung und 

Aufdeckung doloser Handlungen und  

 

d. der IT-Anwendungen/ IT-Sicherheit. 

    

7.   Als Beurteilungsmaßstäbe werden die Rechtmäßigkeit, 

Zweckmäßigkeit (Wirksamkeit) und Wirtschaftlichkeit 

zugrunde gelegt. 

    

8.   Prüfungen für Dritte können nur aufgrund rechtlicher 

Verpflichtungen oder aufgrund eines Beschlusses des Rats 

bzw. Kreistags durchgeführt werden. 

    

9.   Unabhängigkeit 

Die kommunale Rechnungsprüfung kann ihre Aufgaben 

unabhängig wahrnehmen. Sie unterliegt keinerlei Weisungen 

insbesondere bezüglich der Auswahl der Prüfungsobjekte, 

der Wahl der Prüfungsmethoden und der Ergebnisse der 

Prüfung (Prüfungsfeststellungen und Maßnahmen/ 

Handlungsempfehlungen). 

    

10.   Die Leitung sowie die Prüferinnen und Prüfer dürfen  

a. nicht Mitglied des Rats bzw. Kreistags sein und  

 

b. nicht Angehörige des Hauptverwaltungsbeamten bzw. des 

Bürgermeisters/Landrats, des Kämmerers, des für das 

Finanzwesen und die Zahlungsabwicklung zuständigen 

Bediensteten oder deren Stellvertretung. 

    

11.   Die Leitung sowie die Mitarbeiter der kommunalen 

Rechnungsprüfung nehmen  

a. keine operativen Tätigkeiten wahr, insbesondere dürfen 

sie weder Zahlungen anordnen noch ausführen noch an der 

Verwaltung der Kassen und an Buchführungen beteiligt sein.  

 

b. Sie prüfen keine Aktivitäten, bei denen sie befangen sind 

bzw. Dritte sie für befangen halten könnten (s. §§ 20 und 21 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfg) in der aktuellen 

Fassung). 

    

12.   Soweit der kommunalen Rechnungsprüfung Prüfungsauf-

träge erteilt werden, dürfen diese keinen Umfang annehmen, 

der die Wahrnehmung der übrigen Aufgaben des 

Rechnungs-prüfungsamtes gefährdet.  

(siehe auch Kriterium 8) 
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13.   aktive Informationsrechte  

a. Die kommunale Rechnungsprüfung hat ein uneinge-

schränktes aktives Informationsrecht (die Prüfung bestimmt 

die Bedingungen und die Beteiligten). Sie entscheidet, 

welche Informationen für eine effektive und effiziente Prüfung 

erforderlich sind.  

 

b. Das Rechnungsprüfungsamt kann für die Wahrnehmung 

seiner Aufgaben alle Aufklärungen und Nachweise 

verlangen, die es nach seinem pflichtgemäßen Ermessen für 

eine sorgfältige Prüfung für erforderlich hält.  

 

c. In diesem Rahmen darf es personenbezogene Daten 

nutzen,  

 

d. alle Grundstücke, Baustellen und Räume der Kommune 

betreten sowie Behälter, Bücher, Pläne, Belege, Dateien und 

sonstige Unterlagen einsehen.  

 

e. Auf Verlangen sind ihm Leserechte zur Nutzung von DV-

Programmen einzuräumen.  

 

f. Die Informationsrechte des Rechnungsprüfungsamtes 

bestehen auch unabhängig von einem konkreten 

Prüfungsauftrag, zum Beispiel zur Vorbereitung der 

Jahresplanung. 

    

14.   passive Informationsrechte  

a. Die kommunale Rechnungsprüfung hat ein uneinge-

schränktes passives Informationsrecht:  

 

b. Die kommunale Rechnungsprüfung wird auf Verlangen in 

den Verteiler wesentlicher Informationen aufgenommen.  

 

c. Sie ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, an den 

Sitzungen der Gemeindevertretung und seiner Ausschüsse 

und des Verwaltungsvorstandes teilzunehmen, ggf. auch je 

nach Tagesordnungspunkt situativ und nach Ankündigung. 
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    Hinweise zu Kriterium 14:  

"Der Leiter der Internen Revision muss direkt mit 

Geschäftsleitung bzw. Überwachungsorgan kommunizieren 

und zusammenarbeiten." (Standard 1111, in: DIIR, 2018, S. 

25). 

"Direkte Kommunikation findet statt, wenn der Leiter der 

Internen Revision regelmäßig passiv und aktiv an 

Sitzungen der Geschäftsleitung und/oder des 

Überwachungsorgans teilnimmt, soweit diese deren 

Überwachungsaufgaben in Bezug auf Prüfung, 

Finanzberichterstattung, Führung und Überwachung sowie 

Kontrolle betreffen. Die passive und aktive Teilnahme des 

Leiters der Internen Revision an diesen Sitzungen bieten die 

Möglichkeit, Kenntnis über strategische und operative 

Entwicklungen zu erlangen, und generelle Risiko-, System-, 

Verfahrens- und Kontrollaspekte frühzeitig anzusprechen. 

Die Sitzungsteilnahme bietet weiter die Möglichkeit, 

Informationen hinsichtlich der Prüfungsplanung und der 

Revisionsaktivitäten auszutauschen und sich gegenseitig 

über andere Angelegenheiten von beiderseitigem Interesse 

auf dem Laufenden zu halten." (Praktischer Ratschlag PA 

1111-1, Ziff. 1, in: DIIR, 2015, S.71, Hervorhebung nicht im 

Original). 

"Direkte Kommunikation und Zusammenarbeit findet auch 

statt, wenn sich der Leiter der Internen Revision mindestens 

einmal jährlich mit der Geschäftsleitung und/oder dem 

Überwachungsorgan unter vier Augen bespricht." 

(Praktischer Ratschlag PA 1111-1, Ziff. 2, in: DIIR, 2015, S. 

71). 

    

15.   a. Die Bediensteten der Kommune (einschließlich der 

Mitarbeiter von Beteiligungen u. ä.) dürfen sich direkt an die 

kommunale Rechnungsprüfung wenden.  

 

b. Die Rechnungsprüfungsordnung und/oder die allgemeine 

Geschäftsanweisung enthält dazu eine einschlägige 

Regelung. 

    

  Hinweise zur Kriterium 15: 

"Die Beschäftigten können sich unmittelbar an die Interne 

Revision wenden." (Bundesministerium des Innern, 2007, 

Ziff. 12 (3)). 

Der Ansprechpartner für Korruptionsprävention ist 

"Ansprechpartner bzw. Ansprechpartnerin für Beschäftigte 

und Dienststellenleitung, auch ohne Einhaltung des 

Dienstweges, sowie für Bürgerinnen und Bürger" 

(Bundesregierung, 2004, Ziff. 5.1). 
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16.   Revisionshandbuch/ Prüfungshandbuch 

Die kommunale Rechnungsprüfung verfügt über ein 

"Revisionshandbuch"/"Prüfungshandbuch" mit folgenden 

wesentlichen Regelungsinhalten: Rechnungsprüfungs-

ordnung, Jahresplanung, Prüfungsplanung, Prüfungs-

durchführung, Berichterstattung, Follow Up, Dokumentation, 

Qualitätssicherung, Prüferverhalten, Zugriff auf und 

Archivierung von Prüfungsberichten und den Dokumenta-

tionen zu Prüfungen und Beratungen (Arbeitsunterlagen, 

Arbeitspapiere). 

    

17.   a. Das Revisionshandbuch ist den Mitarbeitern bekannt.  

 

b. Es wird regelmäßig auf Aktualität hinsichtlich 

Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit 

überprüft. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 1 bis 17:     

          

Befähiger: Budget und Ressourcen     

18.   Personalausstattung 

a. Die kommunale Rechnungsprüfung verfügt über eine 

angemessene quantitative Personalausstattung. 

 

b. Die kommunale Rechnungsprüfung verfügt über eine 

angemessene qualitative Personalausstattung. 

(siehe auch Kriterium 27) 

    

19.   Stellenplan 

Der Stellenplan erlaubt es, qualifiziertes Personal zu 

gewinnen und zu halten. 

    

20.   Hinzuziehung externen Sachverstands 

a. Die kommunale Rechnungsprüfung kann im Bedarfsfall 

externen Sachverstand hinzuziehen. 

(siehe auch Kriterium 28)  

 

b. Sie verfügt über ein entsprechendes Budget (alternativ: die 

benötigten finanziellen Mittel werden fallweise und kurzfristig 

bereitgestellt). 

    

21.   IT-Ausstattung 

Die IT-Ausstattung  

a. für die Prüfungsprozesse (zum Beispiel Analysesoftware, 

Prüfungssoftware, Dokumentenmanagementsystem) und  

b. für die administrativen Prozesse (zum Beispiel 

Prüfungsplanung, Revisionssteuerung)  

ist angemessen. 

    

22.   Sachkostenbudget 

Das Sachkostenbudget (z. B. für Aus- und Weiterbildung, IT-

Ausstattung und Reisekosten) ist angemessen. 
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23.    Organisation des Rechnungsprüfungsamtes 

a. Die Aufbauorganisation (einschließlich der Leitungs-

spanne) ist angemessen.  

 

b. Die Geschäftsprozesse (Ablauforganisation) sind 

zweckmäßig und transparent. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 18 bis 23:     

     

Befähiger: Auswahl der Mitarbeiter     

24.   Personalentwicklungsplanung  

Das Rechnungsprüfungsamt verfügt über eine 

Personalentwicklungsplanung, die auch Faktoren wie 

zukünftige Anforderungen an das Rechnungsprüfungsamt, 

Fachkompetenz und Erfahrung der Mitarbeiter, Fluktuation 

und Pensionierung berücksichtigt. 

    

25.   Stellenbeschreibungen und -besetzungen 

Für die Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes sind 

aktuelle Stellenbeschreibungen vorhanden. Diese sind 

Ausgangspunkt für Stellenbesetzungen. 

    

26.   Die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes hat maßgeblichen 

Einfluss auf die Personalauswahl und Stellenbesetzung. Die 

Prüfungsfunktionen dürfen nur mit Zustimmung der Leitung 

des Rechnungsprüfungsamtes übertragen und entzogen 

werden. 

    

27.   Mitarbeiterstruktur 

Die Mitarbeiterstruktur des Rechnungsprüfungsamtes 

entspricht hinsichtlich Wissen, Können und Erfahrung der 

Funktion und den Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes. 

(siehe auch Kriterium 18b) 

    

28.    Ist die Fachkompetenz, die für die Erfüllung eines 

Prüfungsauftrages erforderlich ist, in einem Prüfungsteam 

nicht vorhanden, werden sachverständige Dritte 

hinzugezogen  

(siehe auch Kriterium 20) 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 24 bis 28:     

          

Befähiger. Entwicklung/Fortbildung der Mitarbeiter     

29.   Ausbildung 

Neue Mitarbeiter erhalten mindestens in ihrem ersten 

Beschäftigungsjahr im Rechnungsprüfungsamt eine detailliert 

geplante und systematische Ausbildung als Prüfer. Diese 

besteht aus einem Wechselspiel zwischen theoretischer 

Ausbildung und Learning-by-doing und steht unter der 

Leitung eines erfahrenen Prüfers. 

    

30.   Fortbildung/ Entwicklung der Mitarbeiter 

Die revisionsbezogene Weiterbildung der Mitarbeiter ist 

durch gezielte interne und/oder externe Maßnahmen 

sichergestellt. 
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31.   Die Weiterentwicklung der sozialen Kompetenzen und der 

Führungsqualifikationen der Mitarbeiter ist durch gezielte 

interne und/oder externe Maßnahmen sichergestellt. 

    

32.   Die Erlangung berufsbezogener Qualifikationen (z. B. 

Zertifizierter Rechnungsprüfer (IDR), Interner RevisorDIIR, 

CIA, CISA, Certified Fraud Examiner (CFE), Steuerfachwirt) 

wird, soweit zweckmäßig und wirtschaftlich, gefördert. 

    

33.   Mit jedem Mitarbeiter werden regelmäßige Mitarbeiter-

gespräche/ Beurteilungsgespräche/ Zielvereinbarungen 

(Entwicklungsgespräche) durchgeführt. In diese fließen 

Faktoren wie der Schwierigkeitsgrad der Prüfungsaufgaben, 

Stärken-Schwächen-Analysen, Potenzialeinschätzungen, 

Verhältnis Mitarbeiter/Vorgesetzter/Kommunikation, 

Entwicklungsziele sowie Fortbildungsmaßnahmen ein. 

    

34.    Die Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes tragen auch 

selbst Sorge dafür, dass sie ihre Kenntnisse und 

Qualifikationen weiterentwickeln. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 29 bis 34:     

          

Befähiger: Leitung/Führung des Rechnungsprüfungsamtes     

35.   Qualifikationsanforderungen an die Leitung 

Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes ist 

entsprechend den Anforderungen der Position qualifiziert, d. h. 

sie/er verfügt über die für das Amt erforderlichen Fach-, 

Sozial- und Führungskompetenzen. 

    

36.   Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes bildet 

sich intensiv fort. Sie/er ist mit anderen Prüfungsorganen/ 

Prüfern, Berufsverbänden und sonstigen Institutionen, die für 

die Arbeit des Rechnungsprüfungsamtes förderlich sind, gut 

vernetzt und stellt den Informationsaustausch mit diesen 

sicher. 

    

37.   Pflichten und Rechte der Leitung 

Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes hat 

gegenüber dem Rat bzw. Kreistag und der Verwaltungs-

führung ein jederzeitiges mündliches und schriftliches 

Vortragsrecht; die Kommunikation ist regelmäßig; auch 

informelle Gespräche sind möglich. 

    

38.   Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes regelt 

eigenverantwortlich den internen Dienstbetrieb und die 

Organisation der Rechnungsprüfung nach pflichtgemäßem 

Ermessen. 

    

39.   a. Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes hat 

ein Programm von Maßnahmen zur Qualitätssicherung und 

Qualitätsverbbesserung installiert, das alle Aufgabengebiete 

des Rechnungsprüfungsamtes umfasst.  

 

b. Die Einhaltung der Maßnahmen wird kontinuierlich 

überwacht.  

 

c. Das Programm zur Qualitätssicherung und -verbesserung 

wird laufend fortentwickelt. 
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40.    Die Einhaltung der Regelungen im Revisionshandbuch wird 

laufend überwacht. 

    

41.   Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes pflegt ein 

- systematisches - Programm des Revisionsmarketings, um 

den Berichtsempfängern und Prüfungsadressaten den Nutzen 

der Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes zu verdeutlichen. 

    

42.   Transparenz über externe Prüfungen und deren 

Koordination 

a. Das Rechnungsprüfungsamt wird unverzüglich informiert, 

wenn andere Behörden bzw. externe Prüfungsorgane (zum 

Beispiel Rechnungshof, Wirtschaftsprüfer, Finanzamt, Sozial-

versicherungsträger, Brandschutz) Prüfungen ankündigen. 

Prüfungsberichte sind dem Rechnungsprüfungsamt unver-

züglich zuzuleiten. Das gleiche gilt für Organisationsgutachten. 

    

    b. Die Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes wirkt 

mit bei der Steuerung und Koordination der Aktivitäten 

interner und externer Stellen, die Prüfungs- und Beratungs-

leistungen erbringen (zum Beispiel Rechnungshöfe, Interne 

Revision, Korruptionsprävention, Risikomanagement, 

Abschlussprüfer), damit eine angemessene Abdeckung 

erzielt und Doppelarbeiten vermieden werden.  

Hinweis: Diese Steuerung und Koordination ist prioritäre 

Aufgabe der Führungskräfte in der gesamten Verwaltung. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 35 bis 42:    

          

Ergebnisse: Jahresplanung     

43.   Anforderungen an die Jahresprüfungsplanung 

a. Der Jahresprüfungsplan wird auf der Grundlage eines 

systematischen sowie eines chancen-, risiko- und 

nutzenorientierten Planungsprozesses erstellt.  

 

bb. Er sollte spätestens im Dezember dem 

Rechnungsprüfungsausschuss (bzw. dem für die 

Rechnungsprüfung prioritär zuständigen Ausschuss des 

Rats/Kreistags) und der Verwaltungsführung zur Kenntnis 

gegeben werden.  

 
c. Er bietet einen Anlass, auch grundlegende Fragen der 
Rechnungsprüfung wie Personalausstattung, Fortbildung 
usw. zu thematisieren. 

    

44.   Die Jahresplanung berücksichtigt die gesetzlichen 

Anforderungen, die Rechnungsprüfungsordnung, die 

Erwartungen/Anforderungen von Rat/Kreistag und 

Verwaltungsführung sowie Anregungen von innerhalb und 

außerhalb der kommunalen Rechnungsprüfung. 

    

45.   Die Prüfungsobjekte (Prüfungslandschaft, audit universe, 

Risikolandkarte) werden im Rahmen der Jahresplanung 

vollständig abgebildet; im Rahmen einer Mehrjahres-

betrachtung gibt es grundsätzlich keine ungeprüften 

Bereiche. 
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46.   Inhalte des Jahresprüfungsplans 

a. Der Jahresprüfungsplan enthält eine angemessene 

Reserve für Sonderprüfungen/Unvorhergesehenes.  

 

b. Kurzfristig notwendige Prüfungen werden angemessen 

berücksichtigt. 

    

47.   a. Für jede Prüfung im Jahresprüfungsplan sind die geprüfte 

Organisationseinheit, der Prüfungsgegenstand in sachlicher 

und zeitlicher Abgrenzung, das Prüfungsteam, der 

geschätzte Zeitaufwand und der voraussichtliche Zeitraum 

der Prüfung konkretisiert.  

 

b. Die Festlegungen/Schätzungen sind angemessen. 

    

48.   Dokumentation des Planungsprozesses 

Der Planungsprozess ist nachvollziehbar dokumentiert; die 

Begründungen für die ausgewählten und die nicht 

berücksichtigten Prüfungsaufträge sind transparent. 

    

49.   Arbeiten mit dem Jahresprüfungsplan 

Auf Basis des Jahresprüfungsplanes werden ggf. erforder-

liche Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeiter 

eingeleitet. 

    

50.   Der Jahresprüfungsplan wird unterjährig in angemessenen 

Abständen auf Aktualität und Zweckmäßigkeit überprüft. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 43 bis 50:     

          

Ergebnisse: Planung eines konkreten Prüfungsauftrages     

51.   Anforderungen an die Planung 

Auf Basis des Jahresprüfungsplanes (insbesondere 

Risikoüberlegungen, Zusammensetzung des Prüfungsteams, 

Zeitaufwand sowie Zeitraum der Prüfung) wird ein 

Prüfungsplan (Arbeitsprogramm) festgelegt, d. h. eine 

Prüfungsstrategie entwickelt und die Durchführung des 

Prüfungsauftrages im Detail geplant (Sach-, Personal- und 

Zeitplanung). 

    

52.   Der Prüfungsauftrag ist zu analysieren, insbesondere ist die 

ursprüngliche Risikobewertung auf Aktualität zu überprüfen. 

Soweit erforderlich, sind angemessene Vorerhebungen 

durchzuführen, um die Prüfungsstrategie und die 

Detailplanung (Sach-, Personal- und Zeitplanung) zu 

entwickeln. 
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53.   Prüfungsstrategie (Ebene des Prüfungs-

auftrages)  

Ausgehend von den konkretisierten Risikoüberlegungen 

werden das Prüfungsobjekt strukturiert (Bildung von 

Prüffeldern), Prüfungsschwerpunkte festgelegt und die 

Rahmenbedingungen für die Durchführung des 

Prüfungsauftrages, insbesondere die Zusammensetzung des 

Prüfungsteams und die Zuständigkeiten für die Prüffelder, 

der Zeitaufwand insgesamt, der Zeitaufwand für die 

einzelnen Prüffelder sowie der Zeitraum für die Prüfung und 

die Termine für die Prüffelder überprüft bzw. festgelegt. Die 

Prüfungsschwerpunkte sind angemessen und 

nachvollziehbar begründet. 

    

54.   Detailplanung (Ebene der Prüffelder)  

a. Ausgehend von den je Prüffeld konkretisierten 
Risikoüberlegungen und dem Zeitaufwand je Prüffeld werden 
die Prüfungsziele festgelegt und daraus die 
Prüfungsmethoden/Prüfungshandlungen abgeleitet. 

 

b. Die Prüfungsziele sind angemessen und messbar;  

 

c. die Prüfungsmethoden/Prüfungshandlungen sind geeignet, 

um die Prüfungsziele effektiv und effizient zu erreichen. 

    

55.   Prüfungsbereitschaft 

Die Detailplanung umfasst auch die Zusammenstellung der 

Anforderungen an die Prüfungsbereitschaft der geprüften 

Organisationseinheit, insbesondere bereitzustellende 

Unterlagen, Auskunftspersonen, Zuständigkeiten und 

Termine. 

(siehe auch Kriterium 58) 

    

56.   Genehmigung der Prüfungsplanung 

Die Prüfungsplanung (Prüfungsstrategie und Detailplanung) 

ist innerhalb des Rechnungsprüfungsamtes abgestimmt und 

von den zuständigen Vorgesetzten genehmigt. 

    

57.   Dokumentation der Prüfungsplanung 

Der Planungsprozess und seine Ergebnisse sind nachvoll-

ziehbar dokumentiert. Insbesondere sind die (gegenüber der 

Jahresplanung konkretisierten) Risikoüberlegungen sowie 

die Begründungen für die Auswahl der Prüfungsziele, für die 

Prüfungsschwerpunkte und für die Prüfungsmethoden/ 

Prüfungshandlungen transparent. 

(siehe auch Kriterium 67) 

    

58.   Abstimmung der Prüfungsplanung mit der 

geprüften Organisationseinheit 

Die Prüfungsplanung wird mit der geprüften Organisations-

einheit erörtert. Die Anforderungen an die Prüfungs-

bereitschaft werden gemeinsam festgelegt. Abweichungen 

hiervon sind plausibel und im Einzelfall angemessen (zum 

Beispiel bei dolosen Handlungen). 
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59.   Sonderprüfungen 

Sonderprüfungen dürfen nur von den dazu Berechtigten ver-

anlasst werden. Der Prüfungsauftrag einschließlich Prüfungs-

anlass, Prüfungsziele, Erwartungen des Auftraggebers und 

Besonderheiten der Berichterstattung sind sorgfältig zu 

dokumentieren. Es wird darauf geachtet, dass reguläre Prü-

fungen nicht in vermeidbarer Weise beeinträchtigt werden. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 51 bis 59:    

     

Ergebnisse: Durchführung eines Prüfungsauftrages     

60.   Beachtung der genehmigten Prüfungsplanung 

a. Die Prüfungen werden entsprechend des genehmigten 

Prüfungsplans durchgeführt.  

 

b. Wesentliche Abweichungen von der Prüfungsplanung 

werden genehmigt und dokumentiert. 

    

61.   Prüferverhalten 

Die Prüfungen erfolgen in einem partnerschaftlichen Geist 

und im gegenseitigen Respekt. 

    

62.   Wirtschaftlichkeit und Wesentlichkeit der 

Prüfungsdurchführung 

a. Bei den Prüfungen sind die Grundprinzipien der 

Wirtschaftlichkeit und Wesentlichkeit zu beachten, d. h. der 

Nutzen muss in einem angemessenen Verhältnis zum 

Aufwand stehen, der bei der Rechnungsprüfung und bei der 

geprüften Organisationseinheit entsteht.  

 

b. Bei der Durchführung von Prüfungen ist darauf zu achten, 

dass die Geschäfte in der zu prüfenden Organisationseinheit 

möglichst wenig behindert werden. 

    

  Hinweise zu Kriterium 62: 

Mit der Formulierung "Der Nutzen der Prüfung muss in einem 

angemessenen Verhältnis zum Aufwand stehen" sind 

Prüfungen mit überwiegend präventivem Charakter 

keineswegs ausgeschlossen. Allerdings stellt sich unter 

präventivem Gesichtspunkt umso deutlicher die Frage, mit 

welchen konkreten Prüfungshandlungen oder ggf. mit 

welchen anderen Prüfungen die erwartete spezifische 

präventive Wirkung erzielt werden kann. Darüber hinaus gilt 

die Aussage "der Nutzen muss in einem angemessenen 

Verhältnis zum Aufwand stehen" für das Planungsstadium. 

Im Nachhinein kann sich im Einzelfall durchaus 

herausstellen, dass der Aufwand höher war als der Nutzen. 
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63.  Anwendung des Teamprinzips 

a. Grundsätzlich (d. h. im Regelfall) wird das Teamprinzip 

angewandt; Ausnahmen können z. B. Prüfungen/Beratungen 

mit geringem Umfang oder geringer Relevanz bzw. die 

Situation kleiner Prüfungsämter sein. 

 

b. Einer Prüferin/ einem Prüfer wird die Federführung 

(Prüfungsleitung) übertragen. Federführung ist eine 

temporäre Funktion und kann wechseln.  

 

c. Die Leiterin/der Leiter des Prüfungsteams ist für die 

Organisation des Prüfungsauftrages, die Umsetzung der 

genehmigten Detailplanung sowie das Erreichen der 

Prüfungsziele verantwortlich 

  

  Hinweise zu Kriterium 63:  

a) Die Bestellung des Prüfers durch den Rat/Kreistag 

bedeutet nicht Weisungsfreiheit als Mitarbeiter im Amt. 

b) Zum Weisungsrecht der Leitung der Rechnungsprüfung 

siehe Kriterium 38. 

  

64.   Vor-Ort-Prüfungen 

Die Durchführung der Prüfungen findet grundsätzlich an Ort 

und Stelle statt, soweit nicht im Einzelfall die Prüfung am Sitz 

des Rechnungsprüfungsamtes zweckmäßiger ist (zum 

Beispiel kleine Verwaltung, Nutzung eines 

Dokumentenmanagementsystems). Grundsätzlich gilt: die 

persönliche Präsenz ist ein wichtiger Erfolgsfaktor. 

    

65.   Interne und externe Abstimmung vorläufiger 

Prüfungsfeststellungen 

a. Die vorläufigen Prüfungsfeststellungen und alle 

Besonderheiten im Prüfungsablauf werden laufend mit dem 

jeweiligen Vorgesetzten (der Leiterin/dem Leiter des 

Prüfungsteams bzw. dem für das Prüfungsteam 

verantwortlichen nächsthöheren Vorgesetzten) abgestimmt. 

Wichtig ist die interne Kommunikation.  

 

b. Anschließend werden die vorläufigen Prüfungsfest-

stellungen unverzüglich mit der geprüften Organisations-

einheit erörtert; Abweichungen hiervon sind hinreichend zu 

begründen. 

    

66.   Gemeinsame Erarbeitung von Maßnahmen/ 

Empfehlungen 

Zu den negativen Prüfungsfeststellungen werden Maßnah-

men/ Empfehlungen grundsätzlich gemeinsam mit der 

geprüften Organisationseinheit erarbeitet. 
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67.   Dokumentation der Prüfungsdurchführung 

Die Prüfungsdurchführung wird ordnungsgemäß, einheitlich 

und sachgerecht dokumentiert, d. h. aus den Arbeitspapieren 

ist in systematischer Form erkennbar: Wer (welcher Prüfer) 

hat was (genaue Bezeichnung der Prüfungsobjekte) wann 

(Zeitpunkt der Prüfungshandlungen) wie (Prüfungsmethodik) 

mit welchem Ergebnis (Prüfungsfeststellungen und Maßnah-

men) geprüft und woher stammen die Informationen/ Prü-

fungsnachweise, auf die der Prüfer seine Ergebnisse stützt? 

(siehe auch Kriterium 57) 

    

68.   Überprüfung der Dokumentation 

a. Die Leiterin/der Leiter des Prüfungsteams überprüft 

zeitnah die Arbeitspapiere (Dokumentation) seiner Prüfer und 

zeichnet sie mit Datum ab. Entscheidend ist dabei der Effekt 

der laufenden fachlichen Kommunikation.  

 

b. Die Durchsicht der Arbeitspapiere wird auch zur 

Qualifizierung der Mitarbeiter genutzt. 

    

  Hinweise zu Kriterium 68: 

"Die Durchführung der Aufträge ist in geeigneter Weise zu 

überwachen, um sicherzustellen, dass die Auftrags- und 

Qualitätsziele erreicht werden sowie die Weiterentwicklung 

des Personals gefördert wird." (Standard 2340, in: DIIR 2018, 

S. 50). 

"Laufende Überwachung ist ein integraler Bestandteil der 

täglichen Beaufsichtigung, Bewertung und Messung der 

Internen Revision." (Standard 1311, in: DIIR, 2018, S. 32). 

"Alle Arbeitspapiere werden überprüft, um sicher zu stellen, 

dass sie die Berichterstattung begründen und die 

erforderlichen Prüfungshandlungen durchgeführt werden. 

Der Nachweis dieser Überprüfung wird erbracht, indem der 

Überprüfende jedes Arbeitspapier nach der Überprüfung 

abzeichnet und mit dem Datum versieht." (Praktischer 

Ratschlag PA 2340-1, Ziff. 3, in: DIIR, 2015, S. 194). 

  

69.    Begleitung der Prüfung durch den nächst-

höheren Vorgesetzten/ Qualitätssicherung 

Der nächsthöhere Vorgesetzte des Prüfungsteams begleitet 

laufend die Prüfung des Prüfungsteams zur Qualitätssiche-

rung und zur Intensivierung der fachlichen Kommunikation. 

Er ist über den Stand der Prüfung und alle Besonderheiten 

stets auf dem Laufenden. 

    

70.   Das Prüfungscontrolling erlaubt kontinuierlich einen aktuellen 

Überblick über den Stand der Prüfung in sachlicher und 

zeitlicher Hinsicht (Prüfungsaufwand, Termine), soweit für die 

aktuelle und/oder für zukünftige Prüfungen hilfreich. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 60 bis 70:    

          

Ergebnisse: Berichterstattung     
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71.   Berichtsprinzip 

a. Für jede abgeschlossene Prüfung liegt ein Prüfungsbericht 

bzw. -dokument oder ein Vermerk vor.  

 

b. Beratungsleistungen der Rechnungsprüfung werden 

entsprechend dokumentiert. 

    

72.   Anforderungen/ Inhalte von Prüfungsberichten 

a. Die Prüfungsberichte sind richtig, objektiv und konstruktiv, 

klar und prägnant, vollständig und zeitnah erstellt sowie 

nutzenorientiert abgefasst. 

    

    b. Sie bestehen aus folgenden Bestandteilen:     

    * Zusammenfassung     

    * Auftrag und Auftragsdurchführung mit Prüfungsanlass 

(warum?), Prüfungsobjekt, -ziele und -umfang (was?), 

Prüfungsteam (wer?), Prüfungszeitraum (wann?), 

Prüfungsort (wo?) und Art der Prüfung 

(Prüfungsmethodik/Wie?). 

    

    * Prüfungsergebnisse mit den Feststellungen (Ist-Objekt), 

dem normgerechten Sachverhalt (Beurteilungsmaßstab/Soll-

Objekt), der Ursache und der Relevanz/den Auswirkungen 

der Abweichung sowie den erforderlichen Maßnahmen/ 

Aktionsplan (Vorschlag des geprüften Bereichs bzw. 

gemeinsam erarbeitet/ vereinbart: wer macht was bis 

wann?). 

    

    * ggf. Gesamturteil     

    * ggf. Anlagen     

  Hinweise zu Kriterium 72:  

Der Aktionsplan (Maßnahmenkatalog: Wer macht was bis 

wann?) ist notwendige Voraussetzung für das Follow Up. 

Prüfer haben keinen Berichtigungsanspruch. Dies ist eine 

Selbstverständlichkeit. Dies schließt aber nicht aus, darauf 

hinzuwirken (durch Argumente zu überzeugen), dass 

notwendige Maßnahmen ergriffen und mit dem geprüften 

Bereich verbindlich festgelegt werden (im Idealfall spätestens 

am letzten Tag der Prüfung vor Ort). Dadurch wird auch 

keineswegs das Letztentscheidungsrecht der Verwaltungs-

führung in Frage gestellt. Die Verwaltungsführung kann 

jederzeit solche Vereinbarungen auf unteren Entscheidungs-

ebenen wieder aufheben; dies sollte in praxi sich aber auf 

Ausnahmen beschränken. Denn die Verwaltungsführung 

wäre in der Regel nicht gut beraten, einvernehmliche 

Entscheidungen in Frage zu stellen, die auf unteren 

Fachebenen - sicherlich aus gutem Grunde - getroffen 

worden sind. 

Die verbindliche Festlegung von Maßnahmen bereits zum 

Schluss des Prüfungsprozesses entspricht dem Leitbild vom 

Prüfer als Veränderer. Und dieses Leitbild ist essentieller 

Bestandteil der modernen Rechnungsprüfung (vgl. auch 

Richter, 2013a, Abschnitt 2.1.4, S. 35ff.). 
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73.    Wenn über die Prüfungsfeststellungen und Empfehlungen 

keine Einigung zwischen Rechnungsprüfungsamt und 

geprüfter Organisationseinheit erzielt werden konnte, werden 

die unterschiedlichen Standpunkte im Prüfungsbericht klar 

zum Ausdruck gebracht. 

    

74.   Die Form der Berichte ist grundsätzlich standardisiert (Gibt 

es einen Muster-Prüfungsbericht?). 

    

75.   a. Der Entwurf des Prüfungsberichts wird zeitnah erstellt und  

 

b. innerhalb des Rechnungsprüfungsamtes nach Möglichkeit 

von einem fachlich qualifizierten, an der Prüfung aber nicht 

beteiligten Prüfer einer Berichtskritik unterzogen.  

 

c. Bei wichtigen Feststellungen im Prüfungsbericht findet ein 

Abgleich mit den Arbeitspapieren statt. 

    

  Hinweise zu Kriterium 75:  

Die sog. "Berichtskritik" ist eine wichtige (und allgemein 

übliche) Qualitätssicherungsmaßnahme. 

Üblicherweise wird sie in formelle und materielle Berichts-

kritik unterteilt. Die formelle Berichtskritik bezieht sich auf 

Rechtschreibung, Stil usw. Die materielle Berichtskritik ist 

darauf ausgerichtet, ob alle wesentlichen Prüfungsfest-

stellungen im Prüfungsbericht enthalten sowie ob alle 

Prüfungsfeststellungen im Bericht durch die Prüfungs-

ergebnisse (und Prüfungshandlungen) gedeckt sind. Hierzu 

ist ein Vergleich mit der Dokumentation der Prüfungs-

ergebnisse in den Arbeitspapieren unerlässlich. Ohne eine 

Einsicht in die Arbeitspapiere kann lediglich - oberflächlich - 

auf Plausibilität geprüft werden. 
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76.  Stellungnahme der geprüften Organisations-

einheit zum Entwurf des Prüfungsberichts 

a. Der Entwurf des Prüfungsberichts wird der geprüften 

Organisationseinheit zur Überprüfung übermittelt, insbeson-

dere zur Überprüfung auf sachliche Richtigkeit und auf 

Übereinstimmung der schriftlichen Formulierungen mit der 

mündlichen Kommunikation während der Prüfungsdurch-

führung.  

 

b. Die Ergebnisse werden in der zeitnah durchgeführten 

Schlussbesprechung vorgestellt und abgestimmt.  

 

c. Die Schlussbesprechung wird auch genutzt, um Meinungs-

verschiedenheiten zu klären, um von der geprüften 

Organisationseinheit Feedback über die Prüfungsdurch-

führung zu erhalten, und für Revisionsmarketing.  

 

d. Es kann empfehlenswert sein, auch anderen Organisa-

tionseinheiten den Entwurf des Prüfungsberichts - in der 

Regel nur auszugsweise - zuzuleiten, soweit diese von den 

Prüfungsergebnissen betroffen sind. 

 

e. Wenn auf eine Schlussbesprechung verzichtet wird, erfolgt 

eine andere, nachvollziehbare und dokumentierte Form der 

Abstimmung der Prüfungsergebnisse. 

  

  Hinweise zu Kriterium 76:  

Der Zusammenhang zu den Kriterien 65 und 66 ist zu 

beachten. 

Anzustreben ist, dass bereits während der Prüfung "vor Ort" 

die erforderlichen Maßnahmen einvernehmlich und 

verbindlich festgelegt werden (siehe Kriterium 72: wer macht 

was bis wann?). Die Nennung bereits ausgeräumter Fehler 

im Prüfungsbericht kann unter dieser Maßgabe entbehrlich 

sein. 

  

77.   Verteilung des endgültigen Prüfungsberichts 

a. Der von der Leitung des Rechnungsprüfungsamtes 

unterschriebene Prüfungsbericht wird zeitnah nach der 

Schlussbesprechung versandt.  

 

b. Der Verteiler wird von der Leitung des Rechnungsprü-

fungsamtes festgelegt - unter Beachtung der gesetzlichen 

Vorschriften und der Regelungen in der Rechnungsprüfungs-

ordnung. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 71 bis 77:    

     

Ergebnisse: Nacharbeitung einer abgeschlossenen Prüfung und 

Follow Up 

    

78.    Feedbackgespräche mit dem Prüfungsteam  

Die Leitung der Rechnungsprüfung oder ein von ihr 

benannter Verantwortlicher führt zeitnah nach dem Ende der 

Prüfung Feedbackgespräche mit dem Prüfungsteam durch. 
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79.    Aus den Feedbackgesprächen werden Verbesserungspoten-

ziale zur Steigerung der Prüfungsqualität sowie zur Weiter-

entwicklung der Mitarbeiter abgeleitet (zum Beispiel Risiko-

einschätzung, Prüfungsmethoden und -prozesse sowie 

Ressourcenplanung). 

    

80.    Den Mitarbeitern des Rechnungsprüfungsamtes werden 

relevante Erkenntnisse aus Prüfungen und sonstigen Quellen 

verfügbar gemacht (Wissensmanagement). 

    

81.   Aufbewahrungsmethoden und -fristen 
Aufbewahrungsmethoden und -fristen für die Dokumenta-

tionen zu Prüfungen und Beratungen (Prüfungsberichte und 

Arbeitspapiere) und die Berechtigungen für die Einsicht sind 

festgelegt und werden eingehalten. 

    

82.   Follow-Up-Prozess 

Die Umsetzung der mit der geprüften Organisationseinheit 

vereinbarten Maßnahmen wird vom Rechnungsprüfungsamt 

durch einen effektiven Follow-Up-Prozess überwacht. 

Fristverlängerungen für die Umsetzung von Maßnahmen sind 

begründet und dokumentiert. 

    

83.   Bei komplexen und/oder sehr anspruchsvollen Maßnahmen 

bietet das Rechnungsprüfungsamt ggf. an, den 

Umsetzungsprozess zu begleiten (begleitende Prüfung). 

    

84.   Der Rechnungsprüfungsausschuss und die Verwaltungs-

führung werden in regelmäßigen Abständen informiert, wenn 

Maßnahmen nicht vereinbarungsgemäß umgesetzt worden 

sind, damit diese für die Umsetzung der Maßnahmen sorgen 

können. 

    

85.    Soweit erforderlich werden Vor-Ort-Prüfungen durchgeführt, 

um festzustellen, ob die mit den Maßnahmen beabsichtigten 

Wirkungen auch tatsächlich erreicht worden sind. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 78 bis 85:    

     

Ergebnisse: Kommunikation und Reputation des Rechnungs-

prüfungsamtes 

    

86.    Information von Rat/Kreistag und Verwaltungs-

führung über die Tätigkeit des Rechnungsprü-

fungsamtes 

a. Die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes informiert den 

Rat/Kreistag, den Rechnungsprüfungsausschuss (bzw. den 

für die Rechnungsprüfung prioritär zuständigen Ausschuss 

des Rats/Kreistags) und die Verwaltungsführung regelmäßig 

in zusammengefasster Form über die Prüfungstätigkeit und 

deren Ergebnisse, insbesondere auch über wesentliche 

Risiken und Problembereiche, aktuelle Entwicklungen und 

die Ergebnisse des Qualitätsmanagements.  

 

b. Die Leitung informiert insbesondere auch dann, wenn sie 

der Überzeugung ist, dass die Kommune ein Risiko auf sich 

genommen hat, dass für die Kommune nicht tragbar ist. 
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87.    Im Jahresbericht des Rechnungsprüfungsamtes werden die 

wesentlichen Prüfungsergebnisse und Erkenntnisse 

zusammengefasst und überzeugend kommuniziert. 

    

88.   Akzeptanz des Rechnungsprüfungsamtes  

Die Akzeptanz des Rechnungsprüfungsamtes bei den 

Mitgliedern des Rats/Kreistags ist hoch. Die Tätigkeit des 

Rechnungsprüfungsamtes wird von ihnen als unterstützend 

wahrgenommen. 

    

89.   Die Akzeptanz des Rechnungsprüfungsamtes bei der 

Verwaltungsführung ist hoch. Die Tätigkeit des 

Rechnungsprüfungsamtes wird von ihr als unterstützend 

wahrgenommen. 

    

90.   Die Akzeptanz des Rechnungsprüfungsamtes bei den 

Mitarbeitern in den Organisationseinheiten ist hoch. Die 

Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes wird von ihnen als 

unterstützend wahrgenommen. 

    

    Summe Punktwerte Kriterien 86 bis 90:     

    Gesamtpunktwert (Addition der Punktwerte für die Kriterien 

1 bis 90): 

   

 


